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Luca De Carli

Das Parlament hat nur noch
wenig Zeit, um sich auf einen
Gegenvorschlag zurKonzernver-
antwortungsinitiative zu einigen.
Nach der Frühjahrssession läuft
die Behandlungsfrist für die In-
itiative ab. Auf dem Tisch liegen
zwei Varianten. Für den Gegen-
vorschlag des Nationalrats wür-
de die Initiative zurückgezogen.
Setzt sich aber die Variante des
Ständerats durch, kommt es
im nächsten Herbst zu einer
Volksabstimmung. Die Initian-
ten sprechen von einem «Alibi-
gegenvorschlag, der die Stimm-
berechtigten täuschen soll».

Nächste Woche gehen in der
zuständige Kommission des Na-
tionalrats die Beratungenweiter.
Derzeit spricht viel dafür, dass
sich im Parlament am Ende der
Ständerat durchsetzt. Deshalb
prüfen wir im Faktencheck den
Alibivorwurf. Er basiert auf drei
Hauptkritikpunkten,wie die In-
itianten auf Nachfrage genauer
ausgeführt haben:

«Die Anforderungen
des Gegenvorschlags greifen
viel zu kurz.»
Verstösse gegen Menschenrech-
te,Umweltauflagen oderArbeits-
rechte verhindern, indem man
bestimmte Unternehmen dazu
zwingt, in Berichten ihr Verhal-
ten transparent zu machen: Das
ist derzentraleAnsatz desGegen-
vorschlags des Ständerats. Aus-
gearbeitet hat ihndasBundesamt
für Justiz unter Führung von
Bundesrätin Karin Keller-Sutter
(FDP).OffiziellerAuftraggeber ist
der CVP-Ständerat Beat Rieder.
Die Berichte sollen Transparenz
gegenüber Konsumenten, Inves-
toren und Banken herstellen, die
als Marktteilnehmer durch ihr
VerhaltenEinfluss nehmenkönn-
ten auf die Unternehmen, erklärt
das Bundesamt das Konzept.

Berichte verfassen müssten
nur wenige Grossunternehmen.
Der Bund geht von einigenHun-
dert aus. Zum Vergleich: Beim
Gegenvorschlag desNationalrats
ist die Rede von «deutlich weni-
ger als 1000 betroffenen Unter-
nehmen». Bei der Initiative wä-
ren es mehr als 1000. Genauere
Angaben gibt es derzeit nicht.

Das Konzept ist imWesentli-
chen eine Kopie einer EU-Richt-
linie, die seit Ende 2016 in Kraft
ist. Einzelne europäische Länder
kennen solche Berichte schon
länger. Die Folgen sind über-
schaubar: Gemäss ersten Ergeb-
nissen einer Untersuchung im
Auftrag der EU-Kommission ha-
ben die Berichte wenig bewirkt.
Sie bestätigen eine Studie, die für
den Zeitraum 2002 bis 2014 das
Verhaltenvon Firmen in Ländern
mit und ohne Berichtspflicht ver-
glichen hat. Demnachwollen die
Firmen zwar zeigen, dass sie ihre
Verantwortungwahrnehmen. Es
ist kommt deshalb aber nicht zu
weniger Verstössen. Das Fazit:
Die Berichte funktionieren nur,
wenn sie einer externen Prüfung
unterzogen werden. Wenn die
Unternehmen damit rechnen
müssen, dass Falschangaben
auffliegen. Eine solche Prüfung
ist im Gegenvorschlag des Stän-
derats nicht vorgesehen.

Hinzu kommt, dass Unterneh-
men auf Berichterstattung ver-
zichten dürfen. Sie müssen das

begründen, etwa damit, dass sie
in einem Bereich keine Risiken
sehen.Wozu das führt, zeigt eine
dritte Untersuchung. Konkret
wurden für 2017 die Berichte von
über 400 deutschen Unterneh-
men ausgewertet. Viele meiden
Auskünfte zum Thema Men-
schenrechte und berichten dafür
gerne über positive Entwicklun-
gen im Umgang mit Geschlech-
terfragen oder Korruption.

«Die Kinderarbeit und
die vier Konfliktmineralien sind
nur ein winziger Ausschnitt
der Probleme. Der spezielle
Fokus im Gegenvorschlag ist
willkürlich gewählt.»
Der Gegenvorschlag des Stände-
rats setzt auf Berichte,derGegen-
vorschlag des Nationalrats und
die Initiative auf Sorgfaltsprüfun-
gen, um Verstösse gegen Men-
schenrechteundUmweltauflagen
zuverhindern.Unternehmenwer-
dendamitverpflichtet,nachRisi-
ken zu suchen, etwas dagegen zu
unternehmen und dann darüber
zu berichten. «Ein Bericht allein
genügt nicht», sagen die Initian-
ten. «Er sollte der letzte Schritt
einer Sorgfaltsprüfung nach den
Standards der OECD sein.»

DerGegenvorschlag des Stände-
rats sieht eine explizite Sorg-
faltspflicht zur Identifikation
und Beseitigung von Risiken nur
in zwei Bereichen vor: bei Unter-
nehmen, die Produkte anbieten
oder herstellen, die von Kinder-
arbeit betroffen sein könnten,
sowie bei Unternehmen, die mit
den vier sogenannten Konflikt-
mineralien (Zinn, Tantal, Wolf-
ram und Gold) handeln oder
arbeiten. Die Einhaltung der
Sorgfaltspflichtenmüsste extern
geprüftwerden.Wie viele Unter-
nehmen in der Schweiz betrof-
fen wären, kann der Bund der-
zeit nicht abschätzen.

Richtig ist an der Aussage der
Initianten, dass es beiVorwürfen
zuMenschenrechtsverletzungen,
mit denen Schweizer Unterneh-
men konfrontiert sind, nur sel-
ten um Kinderarbeit und Kon-
fliktmineralien geht. Das zeigt
eine Auswertung der Organisa-
tion Brot für alle für die Jahre
2012 bis 2017. Deutlich häufiger
sind Probleme mit Umweltauf

lagen odermit demArbeitsrecht.
Die vier Mineralien wiederum
machen nur einen kleinen Teil
des Rohstoffhandels über die
Schweiz aus.Klar amwichtigsten
ist Erdöl – und hier sind keine
speziellen Pflichten fürdieUnter-
nehmen vorgesehen.

Willkürlich gewählt ist der
spezielle Fokus auf vier Minera-
lien und Kinderarbeit allerdings
nicht.DerBundesratwill sich bei
der Ausarbeitung eines Gegen-
vorschlags an derEUorientieren.
In der EU tritt 2021 eine Verord-
nung zur Sorgfaltspflicht bei ge-
nau den vierMineralien in Kraft.
Bei derKinderarbeit sind dieNie-
derlande das Vorbild. Dort wur-
de im letzten Sommer ein ent-
sprechendes Gesetz beschlossen.
Nicht zum Vorbild genommen
wurde Frankreich. Das Land
kennt seit 2017 eine Sorgfalts-
pflicht für alle Menschenrechte.

«Die Konzerne müssen
höchstens mit lächerlich tiefen
Bussen rechnen.»
Die maximale Busse, die im
Gegenvorschlag des Ständerats
vorgesehen ist, beträgt 10000
Franken – zum Beispiel für
Falschangaben in den Berichten.

Im Vergleich mit einzelnen EU-
Staaten ist daswenig. InDeutsch-
land können die Bussen bei
einem Verstoss gegen die Be-
richtspflicht bis zu 10 Millionen
Euro betragen. In denNiederlan-
den sollen Verstösse gegen das
Gesetz gegen Kinderarbeit in
schweren Fällen mit Bussen von
bis zu 10 Prozent des Umsatzes
geahndet werden.

Wichtiger ist in der Debatte
umdie Konzernverantwortungs-
initiative aber die Frage, ob
Schweizer Konzerne an ihrem
Sitz in der Schweiz neu eindeu-
tig auch fürMenschenrechtsver-
stösse vonTochterunternehmen
im Ausland haften sollen. Initia-
tive und stark eingeschränkt
auch derGegenvorschlag desNa-
tionalrats wollen das. Der Bun-
desrat hat jedoch klar festge
halten, dass er keine Änderung
am Haftungsrecht will. Entspre-
chend ist derGegenvorschlag des
Ständerats ausgestaltet. «Damit
bleibt der Status quo bei derHaf-
tung erhalten», teilt das Bundes-
amt für Justiz mit.

Das heisst: Ausländische
Töchter sollen für ihre Vergehen
weiterhin allein imAusland haf-
ten, die Schweizer Mutter im In-
land grundsätzlich nur für ihre
eigenen Vergehen.

Wird die Bevölkerung getäuscht?
Faktencheck Hat der Bundesrat dem Parlament einen Alibi-Gegenvorschlag zur Konzerninitiative untergejubelt?
Wir prüfen den Vorwurf der Initianten – kurz bevor die entscheidenden Beratungen beginnen.

Sie stehen hinter dem kritisierten Gegenvorschlag: CVP-Ständerat Beat Rieder und Bundesrätin Karin Keller-Sutter. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)

Der Tamedia-Faktencheck

In politischen Debatten fallen
prägnante Aussagen und gewagte
Behauptungen. Die Redaktion
greift in regelmässigen Abständen
solche Aussagen auf und prüft sie
auf ihren Wahrheitsgehalt. (red)

In einem Treffen mit EU-Han-
delskommissar Phil Hogan hat
Bundesrat Guy Parmelin am
Freitag vor gravierenden Folgen
einer Störung im bilateralen Ge-
schäft mit Medizinaltechnik ge-
warnt.Am 26.Mai tritt in der EU
eine neue Regulierung für ein-
schlägige Produkte in Kraft. Die
EU blockiert nun die Anpassung
des betreffenden bilateralenVer-
trags mit der Schweiz, weil sie
nicht zufrieden ist mit dem
schleppenden Tempo beim ins-
titutionellen Abkommen. In der
Folge dürften Schweizer Produk-
te in Zukunft eine neue Zulas-
sung benötigen, die mehr admi-
nistrativenAufwand verursacht.

Die Schweiz versucht nun, die
EU zumindest zu einemKompro-
miss zu bewegen. «Wir versu-
chen der EU zu zeigen, dass es
schwerwiegende Folgen haben
könnte für einige europäische
Sektoren», sagte Wirtschafts
minister Guy Parmelin an der
Medienkonferenz über seine Ge-
spräche amWEF.«50Prozent der
Traumatologie-Instrumente in
EuropakommenausderSchweiz.
Bei einem Versorgungsunter-
bruch steht die Sicherheit der Pa-
tienten auf dem Spiel.»

Ein Exempel?
Die Schweiz befürchtet, dass die
EU amMed-Tech-Sektor ein Ex-
empel statuieren will. Brüssel
plant, die schärferen Regeln
nicht nur auf neue Schweizer
Produkte anzuwenden, sondern
auch auf jene, die gemäss der
aktuellen Rechtslage von 2017
bereits zugelassen sind. «Die
Schweiz macht die EU darauf
aufmerksam, dass das Recht von
2017 in Kraft bleiben muss. Auf
dieseVerpflichtungen zurückzu-
kommen,würde gegenTreu und
Glauben verstossen, und eswäre
juristisch extrem zweifelhaft»,
sagte Parmelin.

Ihre Einwände haben die Bun-
desräte bereits am Montag EU-
Kommissionspräsidentin Ursu-
la von der Leyen vorgetragen.
Weder von ihr noch von Hogan
erhielten sie ein Signal, inwie-
fern die Argumente angekom-
men sind. «Nun liegen dieArgu-
mente auf demTisch, und die EU
muss ihre Entscheidung fällen»,
sagte Guy Parmelin. «Wir sind
vorbereitet.»

«Kein Spaziergang»
DerWirtschaftsminister zog am
Freitag ein positives Fazit seiner
mehr als 15 bilateralen Gesprä-
che am WEF in Davos. «Die
Schweiz wird geschätzt, sie ist
ein wichtiger Partner für Wirt-
schaft und Bildung», sagte Guy
Parmelin.

ZumTreffenmit US-Präsident
Donald Trump und zu den Dis-
kussionen über ein mögliches
Freihandelsabkommen sagte der
SVP-Bundesrat: «Ich habe immer
gesagt, dass das kein Spazier-
gangwird. Immerhinwaren alle
wichtigen Ansprechpersonen in
der amerikanischenDelegation.»
Für die Schweiz sei das Abkom-
men weiterhin von Interesse.
Unter anderem würde dieses
Rechtssicherheit schaffen, weil
die USAgegen Länder,mit denen
sie ein Freihandelsabkommen
haben, keine Sanktionenverhän-
gen würden.

Fabian Fellmann

Guy Parmelin
warnt die EU
vor Engpässen
Handel Für Schweizer
Medizinaltechnik drohen
höhere Hürden beim Export
in die EU.


